[L‘- 51 Chronik der Arbeitsmarktpolitik

Zweites Gesetz zur Anderung des SGB IlI

Mit dem Zweiten Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze
raumt der Gesetzgeber Hindernisse fir einen wirkungsvollen Einsatz der arbeitsmarktpolitischen In-
strumente des Arbeitsférderungsrechts und eine ztgige und dkonomische Bewilligung der Entgelter-
satzleistungen nach dem SGB Il beiseite. Aulderdem bereinigt er Ungereimtheiten und soziale Harten
der Arbeitsférderungsreform der alten Bundesregierung. Das Gesetz greift tGiber die Verwirklichung
der sozial- und arbeitsmarktpolitischen Ziele der Bundesregierung und der sie tragenden Fraktionen
der SPD und Biindnis 90/DIE GRUNEN hinaus zahlreiche Anregungen und Verbesserungsvorschlage
aus den Reihen der Mitarbeiter der Arbeitsverwaltung auf, die wesentlich zu einer praxisnahen und
verwaltungstkonomischeren Ausgestaltung des Arbeitsférderungsrechts beitragen.

Der arbeitsmarktpolitische Schwerpunkt der Rechtsanderungen liegt in einer neuen Ausrichtung und
Erganzung einiger der wesentlichen Instrumente der aktiven, d.h. der auf die Schaffung von Arbeits-
platzen und auf die méglichst dauerhafte berufliche Wiedereingliederung der Arbeitslosen gerichteten
Arbeitsmarktpolitik, namlich der Eingliederungszuschisse, der ArbeitsbeschaffungsmaRnahmen so-
wie der Strukturanpassungsmaflnahmen.

Eingliederungszuschiisse

Eingliederungszuschisse sieht das Arbeitsférderungsrecht grundsatzlich fir drei Personengruppen
vor:

1) Far Arbeitnehmer, die zu ihrer beruflichen Eingliederung einer besonderen Einarbeitung bedirfen
(Eingliederungszuschuss bei Einarbeitung).

2) Fur Arbeitnehmer, die nur erschwert in Arbeit vermittelt werden kénnen (Eingliederungszuschuss
bei erschwerter Vermittlung).

3) Fdr altere Arbeitnehmer (Eingliederungszuschuss fur altere Arbeitnehmer).

Die Rechtsénderungen des 2. SGB lll-Anderungsgesetzes beziehen sich bei diesem Instrument vor-
rangig auf die Férderung der Beschaftigung alterer Arbeitnehmer. Anders als bisher sollen Eingliede-
rungszuschusse nicht erst dann eingesetzt werden kénnen, wenn altere Arbeitnehmer bereits in den
Kreis der Langzeitarbeitslosen eingetreten, also im Regelfalle bereits langer als ein Jahr arbeitslos
sind. Die Beschaftigungsférderung soll vielmehr schon in einem friheren Stadium der Arbeitslosigkeit
einsetzen (kdnnen), um die drohende Langzeitarbeitslosigkeit zu vermeiden. Eingliederungszuschus-
se kdnnen deshalb klnftig bereits nach sechsmonatiger Arbeitslosigkeit geleistet werden. Damit wird
auch den Beschaftigungspolitischen Leitlinien der Europaischen Union Rechnung getragen, wonach
die nationalen Arbeitsmarktpolitiken darauf gerichtet sein sollen, Langzeitarbeitslosigkeit zu verhin-
dern.

Erganzt und unterstitzt werden diese Gesetzesdnderungen durch eine — untergesetzliche — Mal3-
nahme des Bundesministeriums fur Arbeit und Sozialordnung: Mit Verordnung vom 6. Mai 1999 hat
Bundesarbeitsminister Walter Riester von einer Ermachtigung des Arbeitsférderungsrechts Gebrauch
gemacht, das Alter der Arbeitnehmer, fir die Eingliederungszuschusse in Betracht kommen, vom 55.
Lebensjahr abzusenken. Danach kdénnen altere Arbeitnehmer — befristet bis zum 31.12.2001 — nun-
mehr bereits ab dem 50. Lebensjahr durch Eingliederungszuschisse geférdert werden. Um die Chan-
cen alterer Arbeitnehmer, mit Hilfe von Zuschlissen zu den Lohnkosten eingestellt zu werden, dariber
hinaus zu erhdhen, sieht das Gesetz kinftig bei Einstellung alterer Arbeitsloser nicht mehr vor, dass
der Arbeitgeber die Férderungsleistungen zurlickzuzahlen hat, wenn er den geférderten Arbeitnehmer
nach der Forderzeit nicht oder nicht fur eine ausreichende Zeit weiterbeschéaftigt.
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Bei den Eingliederungszuschissen bei Einarbeitung und bei erschwerter Vermittlung bleiben die
Ruckzahlungsverpflichtungen hingegen grundsatzlich bestehen: Die Forderleistung ist dann zurtck-
zuzahlen, wenn das Beschaftigungsverhaltnis wahrend des Férderungszeitraums oder innerhalb ei-
nes Zeitraums, der der Férderungsdauer entspricht, langstens jedoch von zwélf Monaten nach Ende
des Forderungszeitraums beendet wird. Um auch hier Hindernisse einer Einstellung geférderter Ar-
beitnehmer abzubauen, begrenzt das 2. SGB llI-Anderungsgesetz jedoch die Riickzahlungspflicht auf
grundsatzlich die Halfte des Férderungsbetrages, hdchstens aber den Férderbetrag, der in den letzten
zwolf Monaten vor der Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses gewahrt worden ist.

ArbeitsbeschaffungsmaBBnahmen

Arbeitsbeschaffungsmalinahmen dienen dazu, Arbeitsplatze fiir Arbeitslose zu schaffen, um ihnen zu
ermdglichen, den Kontakt zum Arbeitsmarkt nicht zu verlieren, ihre Fahigkeiten und Kenntnisse zu
erhalten und zu verbessern, sie beruflich zu stabilisieren oder zu qualifizieren und den Ubergang in
eine neue, ungeférderte Dauerbeschaftigung zu erreichen. Arbeitsbeschaffungsmalinahmen im ge-
werblichen Bereich sollen — wie nach bisherigem Recht — nach Mdéglichkeit von Wirtschaftsunterneh-
men durchgefihrt werden. Damit wird vermieden, dass Malinahmen der Arbeitsbeschaffung 6ffentli-
cher Trager in Konkurrenz zur gewerblichen Tatigkeit der Wirtschaftsunternehmen treten. Die ent-
sprechenden Arbeiten sollen die Trager der Arbeitsbeschaffungsmaflinahmen deshalb grundsétzlich
vorrangig an Unternehmen vergeben.

In der Praxis hat sich jedoch gezeigt, dass dieser Vergabevorrang wegen der notwendigen Beteili-
gung von Behdrden und Fachverbdnden zu einem unnétigen Verwaltungsaufwand bei der Férderung
von solchen Arbeitsbeschaffungsmafinahmen flhrt, die der Férderung besonders beddrftiger Ziel-
gruppen dienen und Bereichen zuzuordnen sind, in denen regelmafig ohnehin kein Interesse der
Wirtschaft an der Durchflihrung der Malinahmen besteht. Das Ziel, die entsprechenden Mallnhahmen
mdglichst zlgig einzurichten, wird hierdurch beeintrachtigt. Solche MaRhahmen sollen deshalb kiinftig
in Eigenregie der Trager durchgeflhrt werden kénnen. Der Vergabevorrang wird teilweise gelockert.
Es handelt sich um MalRnahmen,

— deren Durchflihrung nur sinnvoll ist, wenn die Teilnehmer zugleich sozialpddagogisch betreut
werden,

— die Qualifizierungs- oder Praktikumszeiten enthalten, die einen Anteil von mindestens 20 Prozent
der Zuweisungsdauer ausmachen,

— zu denen Uberwiegend behinderte Arbeitnehmer, Uber 50-jahrige Arbeitnehmer oder unter 25-
jahrige Arbeitnehmer ohne Berufsausbildung zugewiesen sind.

Auch flr diese Leistung werden die Zugangsmaoglichkeiten fir arbeitslose Arbeitnehmer erweitert: Wie
bei den Eingliederungszuschissen fir altere Arbeitnehmer kénnen kiinftig Arbeitslose bereits dann in
eine MalRnahme der Arbeitsbeschaffung zugewiesen werden, wenn sie innerhalb der letzten zwolf
Monate mindestens sechs Monate arbeitslos waren.

In besonderen Fallen kénnen in Arbeitsbeschaffungsmallinahmen auch solche Arbeitnehmer geférdert
werden, die die sonst erforderlichen Zugangsvoraussetzungen nicht erflllen, insbesondere weil sie,
wie zum Beispiel Sozialhilfeempfanger, nicht zu den Personen gehéren, die die Voraussetzungen fur
einen Anspruch auf Entgelt-Ersatzleistungen nach dem Arbeitsférderungsrecht erfiillen. Die Méglich-
keit der Arbeitsamter, solche Arbeitslosen zu ArbeitsbeschaffungsmaflRnahmen zuzuweisen, ist jedoch
begrenzt. Kiinftig orientiert sich die Ausnahmeregelung nicht mehr an den Finanzmitteln, sondern an
der Zahl der in ArbeitsbeschaffungsmaRnahmen zugewiesenen Teilnehmer, die Férderung ist danach
fur einen Anteil von bis zu finf Prozent aller zugewiesenen Teilnehmer statthaft.

Die Forderdauer von ArbeitsbeschaffungsmaRnahmen ist regelmagig auf zwolf Monate begrenzt.
Diese Begrenzung behindert Malnahmen, in denen Ausbilder und Betreuer zur Unterstltzung von
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jugendlichen Auszubildenden wahrend der Berufsausbildung eingesetzt werden. Da die Ausbildung
langer als zwoIf Monate dauert, misste wahrend der Ausbildung der Betreuer oder Ausbilder ge-
wechselt werden. Dies ist nicht sinnvoll. Deshalb darf die Férderung der Ausbilder und Betreuer kunf-
tig bis zum Ende der Ausbildungsverhaltnisse der betreuten Jugendlichen fortdauern.

StrukturanpassungsmafRnahmen

Der Férderung von Strukturanpassungsmalfinahmen liegt der Gedanke zugrunde, in bestimmten For-
derfeldern neue Arbeitsplatze zu schaffen und Arbeitsplatzverluste, die durch erhebliche Personalan-
passungsmafinahmen der Unternehmen entstehen, auszugleichen. Die Finanzmittel, die sonst in
Form des Arbeitslosengeldes oder der Arbeitslosenhilfe gezahlt wiirden, werden als Zuschusse fur die
Beschéaftigung von Arbeitslosen oder von Arbeitnehmern, die von Arbeitslosigkeit bedroht sind, in
solchen MaRRnahmen eingesetzt.

Die wesentliche Anderung bei den Regelungen zu den Strukturanpassungsmafnahmen durch das 2.
SGB lll-Anderungsgesetz liegt in der Ausweitung und bundesweiten Vereinheitlichung der Forderfel-
der, also der Bereiche, in denen Arbeiten durch Lohnkosten-Zuschlsse geférdert werden kénnen.
Bislang konnten in den alten Bundesléndern lediglich Malinahmen zur Erhaltung und Verbesserung
der Umwelt und zur Verbesserung des Angebots bei den sozialen Diensten und in der Jugendhilfe, in
den neuen Bundeslandern hingegen daruber hinaus Ma3nahmen zur Erhéhung des Angebots im
Breitensport und in der freien Kulturarbeit, zur Vorbereitung und Durchfiihrung der Denkmalpflege, der
stddtebaulichen Erneuerung und des stadtebaulichen Denkmalschutzes sowie zur Verbesserung des
Wohnumfeldes geférdert werden.

Diese Forderfelder werden nunmehr bundesweit vereinheitlicht und erweitert: Kiinftig kbnnen auch
Arbeiten geférdert werden, die der Verbesserung der wirtschaftsnahen Infrastruktur einschlie3lich der
touristischen Infrastruktur dienen. Auch in den alten Bundeslandern sollen Strukturanpassungsmalf3-
nahmen in allen Férderfeldern eingesetzt werden kdnnen, die bislang nur fir die neuen Bundeslander
vorgesehen waren. Die Aufnahme des neuen Sektors ,Verbesserung der wirtschaftsnahen Infrastruk-
tur einschlieRlich der touristischen Infrastruktur® in den Katalog der Férderbereiche sind Teil der Be-
muhungen, Struktur- und Arbeitsmarktpolitik enger miteinander zu verzahnen.

Um eine Stérung des Wettbewerbs zu vermeiden, missen die Trager von bestimmten Strukturanpas-
sungsmafnahmen — wie die Trager von ArbeitsbeschaffungsmaRnahmen — die Arbeiten an Wirt-
schaftsunternehmen vergeben. Es handelt sich um MafRnahmen zur Durchfiihrung der Denkmalpfle-
ge, der stadtebaulichen Erneuerung und des stadtebaulichen Denkmalschutzes sowie der Verbesse-
rung des Wohnumfeldes und der wirtschaftsnahen Infrastruktur. Soweit die Arbeiten in den anderen
Forderfeldern im gewerblichen Bereich stattfinden, gelten die oben beschriebenen Regelungen bei
Arbeitsbeschaffungsmalinahmen Uber die Vergabe der Arbeiten und der Ausnahme fiir Arbeiten in
Eigenregie auch fur Strukturanpassungsmafnahmen.

Strukturanpassungsmafnahmen, in die ausschlie3lich altere Arbeitslose ab dem 55. Lebensjahr zu-
gewiesen werden, durfen in Zukunft bis zu finf Jahre (sonst in der Regel 36 Monate) geférdert wer-
den. Eine Férderung setzt voraus, dass die Arbeitslosenquote in dem Arbeitsamtsbezirk, in dem die
MafRnahme durchgefihrt wird, in den letzten sechs Monaten um 30 Prozent hdher war, als im Durch-
schnitt aller alten Bundeslander.

Mit der Férderung von Arbeitsbeschaffungs- und Strukturanpassungsmaflinahmen soll Arbeitnehmern
ermdglicht werden, den Sprung in eine neue, dauerhafte und ungeférderte Beschaftigung zu schaffen.
Um Anreize zum Wechsel in ungeférderte Beschaftigungen zu erhalten und mit den vorhandenen
Finanzmitteln méglichst viele Arbeitnehmer férdern zu kdnnen, sollen im Grundsatz nur Mal3inahmen
gefordert werden, in denen zwischen dem Entgelt, das der Arbeithnehmer in der Mallhahme erzielt,
und dem Entgelt in ungeférderter Arbeit ein angemessener Abstand besteht.
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Fir Strukturanpassungsmalnahmen galt bislang, dass der Lohnkosten-Zuschuss nur dann in voller
Hohe geleistet wurde, wenn der geférderte Beschaftigte hdchstens 80 Prozent des Arbeitsentgelts
verdiente, das flr eine gleiche oder vergleichbare ungeférderte Beschaftigung bezahlt wurde. Bei
Uberschreiten dieser Grenze wurde der Zuschuss um den Betrag gekiirzt, um den das vereinbarte
Entgelt die Héchstgrenze von 80 Prozent des Arbeitsentgelts vergleichbarer Beschaftigungen Gber-
stieg. Diese ,Malus-Regelung® hat fiir tarifgebundene Arbeitgeber zu erheblichen Problemen gefiihrt,
weil sie sie faktisch vor die Wahl gestellt hat, sich tarifwidrig zu verhalten oder einen nur erheblich
verminderten Zuschuss zu beanspruchen. Sie ist deshalb aufgehoben worden.

Als besondere Form der Strukturanpassungsmafnahmen enthalt das Arbeitsforderungsrecht seit
1997 die Mdglichkeit, die zusatzliche Einstellung arbeitsloser Arbeithehmer in Wirtschaftsunterneh-
men in den neuen Bundeslandern und Westberlin zu férdern, wenn die Arbeitnehmer in diesen Unter-
nehmen qualifiziert werden. Zur Férderung der beruflichen Wiedereingliederung der Arbeitslosen er-
halten die Betriebe fiir bis zu zwdlf Monate Zuschiisse zu den Lohnkosten.

Die Forderungsvoraussetzungen werden im Sinne einer zielgruppenorientierten Ausrichtung der For-
derung, wie sie den Beschaftigungspolitischen Leitlinien der Europaischen Union entspricht, neu ges-
taltet. Zuschiisse erhalten deshalb nur noch Arbeitslose, die

— das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und bei denen mindestens ein Vermittlungser-
schwernis vorliegt,

— langzeitarbeitslos sind oder im letzten Jahr mindestens sechs Monate arbeitslos waren,
— behindert oder

— alter als 50 Jahre sind.

Arbeitnehmer, die in dem Wirtschaftsunternehmen bereits beschaftigt waren, kénnen nicht geférdert
werden. Betriebe, die ihre Beschaftigtenzahl im letzten halben Jahr verringert haben oder wahrend
der Forderung verringern, sind ausgeschlossen. Der Zuschuss wird hdchstens bis zur H6he des mo-
natlich ausgezahlten Arbeitsentgelts gezahlt, d.h. die Sozialversicherungsbeitrage sind von den Un-
ternehmen selbst zu entrichten.

Wesentliche Anderungen bei weiteren arbeitsmarktpolitischen Instrumenten:

TrainingsmaBnahmen

Mit dem Instrument der Trainingsmalinahmen wird es Arbeitslosen ermdglicht, an kurzfristigen Mal3-
nahmen — Fortbildungsveranstaltungen oder Praktika — teilzunehmen, die ihre Vermittlung in Arbeit
oder ihre beruflichen Eingliederungsaussichten verbessern. In dieser Zeit wird das Arbeitslosengeld
oder die Arbeitslosenhilfe fortgezahlt. Dariiber hinaus kann das Arbeitsamt die Kosten der Malnhahme
Ubernehmen. Die Forderung ist bisher auf Ma3nahmen in Deutschland beschrankt.

Kinftig kénnen auch solche MaRnahmen geférdert werden, die in einem anderen Mitgliedstaat der
Europaischen Union durchgefuhrt werden und durch Mittel der Europaischen Kommission geférdert
werden. Klargestellt hat der Gesetzgeber, dass die Férderung durch die Bundesanstalt flr Arbeit auch
auf die Fortzahlung des Arbeitslosengeldes oder der Arbeitslosenhilfe beschrankt sein kann, wenn die
MalRnahmekosten bereits aus anderen Quellen finanziert werden. Fir Arbeitslose, die kein Arbeitslo-
sengeld oder keine Arbeitslosenhilfe beziehen, kann das Arbeitsamt die MalRihahmekosten Uberneh-
men. Die Férderung von Trainingsmaflinahmen in einem Unternehmen ist — im Gegensatz zum bisher
geltenden Recht — auch fur solche Arbeitslosen moglich, die bereits einmal fur kurze Zeit (weniger als
drei Monate) bei demselben Arbeitgeber beschaftigt waren.
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Arbeitnehmerhilfe

Die Arbeitnehmerhilfe soll dazu beitragen, Arbeitslose flr saisonabhdngige Beschaftigungen, wie sie
typischerweise insbesondere in der Landwirtschaft auftreten, zu gewinnen, indem zusatzlich zu dem
dort gezahlten Lohn eine Geldleistung gewahrt wird. Die bestehenden Mdglichkeiten der Forderung
werden durch eine bis Ende 2002 befristete Experimentierklausel erganzt. Sie soll es den Arbeitsdm-
tern ermdglichen, mit neuen Einsatzvarianten der Arbeitslosen Erfahrungen zu gewinnen, wie Schwie-
rigkeiten, die sich bei der Arbeitnehmerhilfe gezeigt haben, tUberwunden werden kénnen.

Die Experimentierklausel erlaubt es beispielsweise, eine Arbeitnehmerhilfe auch bei Arbeithnehmern
fur die Dauer zeitlich befristeter Saisonbeschéftigungen zu zahlen, die zwar langerfristig bei einem
Maschinen- oder Hilfsring landwirtschaftlicher Unternehmen beschaftigt sind und dort fur die Arbeit in
Saisontatigkeiten vorbereitet werden, dann aber befristet in einzelnen Saisonbeschaftigungen einge-
setzt werden. Damit sollen befristete Beschaftigungsverhaltnisse erschlossen werden, die bislang
insbesondere wegen unzureichender Grundkenntnisse der in Betracht kommenden Arbeitslosen,
unzulanglicher betrieblicher Erfordernisse oder allgemeiner Vorbehalte gegen Langzeitarbeitslose
nicht zustande gekommen sind. Die Arbeitnehmerhilfe wendet sich vorrangig an Langzeitarbeitslose,
also Arbeitnehmer, die Arbeitslosenhilfe beziehen. Befristet besteht die Mdglichkeit, eine Arbeitneh-
merhilfe zu gewahren aber auch fur Arbeitslose, die mindestens sechs Monate Arbeitslosengeld be-
zogen haben. Das 2. SGB IlI-AndG. verlangert diese Befristung bis Ende des Jahres 2002.

Uberbriickungsgeld fiir Existenzgriinder

Arbeitslose, die sich selbstandig machen wollen, kénnen — wenn die Tragfahigkeit der Existenzgrin-
dung zu erwarten ist — ein Uberbriickungsgeld zur Sicherung des Lebensunterhalts in den ersten Mo-
naten der Existenzgriindung erhalten.

Bisher wird das Uberbriickungsgeld nur dann gezahlt, wenn der Existenzgriinder Arbeitslosengeld bis
zum Tag vor der Existenzgrindung bezogen hat. Diese Regelung ist im Interesse einer besseren
Handhabung durch die Arbeitsamter flexibler gestaltet worden. Das Ende des Leistungsbezuges und
der Zeitpunkt der Existenzgriindung missen nicht mehr unmittelbar aneinander anschlieen, sondern
lediglich in einem engen zeitlichen Zusammenhang stehen. Kurzfristige Liicken z.B. wegen Verzoge-
rungen bei der Gewerbeanmeldung wirken sich deshalb kiinftig nicht mehr leistungsschadlich aus.

Berufliche Weiterbildung

Teilnehmer an MaBRnahmen der beruflichen Weiterbildung kénnen als Entgeltersatzleistung ein Unter-
haltsgeld erhalten. Die Leistung wird als Teilunterhaltsgeld gewahrt, wenn Teilnehmer wegen familia-
rer Betreuungspflichten — oder weil sie eine Teilzeitbeschaftigung ausiben — nur an Teilzeitbildungs-
mafnahmen teilnehmen kénnen. Diese Mdglichkeit wird nun auch fiir Personen eréffnet, die wegen
gesundheitlicher Einschrankungen nur an TeilzeitmaRnahmen teilnehmen kénnen. Entsprechendes
gilt fir das dem Unterhaltsgeld vergleichbare Ubergangsgeld, das Behinderte wahrend der Teilnahme
an Malinahmen der beruflichen Rehabilitation erhalten: Behinderte, denen wegen Art oder Schwere
der Behinderung die Teilnahme an einer VollzeitmaRnahme nicht zugemutet werden kann, kénnen bei
Teilnahme an TeilzeitmalRnahmen ein Teillibergangsgeld erhalten.

Nach: Matthias Rockstroh: Hindernisse beseitigt, in: Bundesarbeitsblatt 10/1999, S. 11-16

@ Bundesanstalt fiir Arbeit Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

Regensburger Strale 104, 90478 Nurnberg, Tel.: 0911/179-0, Fax: 0911/179-3258



	Zweites Gesetz zur Änderung des SGB III
	
	Eingliederungszuschüsse
	Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
	Strukturanpassungsmaßnahmen
	Trainingsmaßnahmen
	Arbeitnehmerhilfe
	Überbrückungsgeld für Existenzgründer
	Berufliche Weiterbildung



